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Zusammenfassung

In diesem Beitrag wird Cannabispr�vention in Deutschland aus
verschiedenen Perspektiven beleuchtet. Einem historischen Ab-
riss der Entwicklung der Drogenpr�vention und deren Implika-
tionen f�r die Pr�vention des Cannabiskonsums folgt eine Zu-
sammenstellung metaanalytischer Befunde zur Wirksamkeit
von Pr�ventionsstrategien. Daran anschließend werden Pr�ven-
tionsziele dargestellt, wie sie aus gesundheitspolitischer Sicht
im Hinblick auf Cannabis formuliert werden. Die so theoretisch
und empirisch abgeleiteten Anforderungen an Pr�ventionsmaß-
nahmen bzw. -projekte im Suchtbereich dienen als Grundlage,
um vier aktuelle cannabisspezifische Pr�ventionsprojekte hin-
sichtlich ihrer theoretischen oder empirischen Fundierung und
ihrer expliziten und impliziten Pr�ventionsziele zu analysieren.
Metaanalytischen Studien zur Wirksamkeit von Pr�ventions-
maßnahmen zufolge kann Suchtpr�vention durchaus effektiv
sein, obwohl sie alles in allem bisher nur m�ßige bis moderate
Effekte aufweist. Spezifische Ans�tze zur prim�ren Pr�vention
von Cannabis liegen allerdings bisher – auch international –
nicht vor. Alle Evidenz zur Wirksamkeit der Suchtpr�vention
wurde bisher cannabisunspezifisch ermittelt. Eine einheitliche,
schl�ssige und in ihren Aussagen konsistente Pr�ventionsbot-
schaft ist in Deutschland derzeit nur schwer erkennbar. Die Ana-
lyse der aktuellen cannabisspezifischen Pr�ventionsprojekte
zeigt, dass das deutsche Suchthilfesystem sich haupts�chlich an
bereits riskant konsumierende Personen, Jugendliche und junge
Erwachsene richtet. Die Subgruppen der noch nicht Suchtgef�hr-
deten werden in den pr�ventiven und interventiven Angeboten
nicht explizit ber�cksichtigt. Als Ziel dieser Maßnahmen wurde

Abstract

In this paper prevention of cannabis will be highlighted from dif-
ferent perspectives. Following a historical review of the develop-
ment of drug prevention in Germany and its implications for the
prevention of cannabis use, results of meta analytic studies con-
cerning the effectiveness of prevention programs will be pre-
sented. Prevention goals like they are formulated by health poli-
ticians are analysed then. On the basis of these empirical and
theoretical deduced arguments four prevention projects dealing
especially with cannabis will be analysed in relation to their the-
oretical and empirical foundation as well as their implicit and
explicit goals. A review of meta-analytical studies shows that
drug prevention might be successful, even if the effects are at
best moderate. Cannabis specific primary prevention programs
do not exist yet. Thus measures of evidence have been revealed
in general drug prevention projects only. In Germany a holistic
and consistent prevention message is not to be seen. It is shown
that current cannabis specific prevention programs address pre-
dominantly adolescents and adults with problematic use beha-
viour. Subgroups of cannabis users with non-problematic use be-
haviour thus are not considered explicitly. Prevention goals are
abstinence or reduction yielding in abstinence. The existence of
a non problematic cannabis use is ignored. Finally the question
of an adequate primary prevention goal is raised. Taken into ac-
count the evidence of such programs as well as results of devel-
opmental psychological oriented drug research it is argued that
primary prevention referring to abstinence as the main preven-
tion goal has serious shortcomings.
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Konzepte der Drogen- und Suchtpr�vention: Ein Blick in die
Geschichte

Drogenpr�ventive Strategien haben in der Bundesrepublik eine
gut 30-j�hrige Geschichte, in der ganz unterschiedliche Paradig-
men der Drogenpr�vention und Auffassungen �ber Drogen do-
minierten. Eine interessante Darstellung der historisch variie-
renden Verst�ndnisse von Drogenpolitik und -pr�vention hat
H�sgen pr�sentiert [1]. Bis 1972, so zeigt ein Blick in die Ge-
schichte, wurde die Drogennachfrage strafrechtlich nicht ver-
folgt. Handlungsleitend war damals die Position, dass nicht die
Substanzen oder ihr Konsum, sondern die psychische Situation
des Konsumierenden und die psychologische Funktion des Kon-
sums ggf. einen problematischen Substanzmittelkonsum aus-
l�sen k�nnen. „Selbst bei den schwersten Suchtgiften wie Heroin
oder Morphium“, so schrieben Schmidtbauer u. vom Scheid 1971
im Handbuch Rauschdrogen, sei „es nicht die Droge, welche den
Betroffenen s�chtig macht, sondern der Betroffene n�tzt die
Droge, um (unbewusst) psychische Konflikte zu mildern, De-
pressionen zu d�mpfen, einer belastenden inneren oder �ußeren
Situation zu entfliehen; erst dadurch wird er s�chtig“ [2]. Ent-
sprechend wurden in der staatlichen Pr�vention weniger die Ge-
fahren von Drogen als vielmehr Entwicklungsprobleme in Puber-
t�t und Adoleszenz thematisiert. Aufkl�rung und Hilfe zur
Emanzipation von widrigen Lebensumst�nden und Biografiever-
l�ufen standen im Mittelpunkt.

Angesichts des weit verbreiteten Substanzmittelkonsums unter
Sch�lern und Studenten in der sog. Flower-Power-Bewegung
entschloss sich der Bundesgesetzgeber in den 70er-Jahren,
auch strafrechtlich gegen den Konsum und Handel mit Drogen
vorzugehen. Das Bet�ubungsmittelgesetz wurde am 10.1.1972
erlassen. Es war geleitet von einer neuen, n�mlich kriminolo-
gisch-ethischen Sichtweise der Drogenprobleme, wonach die
Substanzen selbst – losgel�st vom individuellen oder sozialen
Kontext, in dem sie genommen werden – das eigentliche Prob-
lem darstellen. Entsprechend galt es, die Verf�gbarkeit und den
Konsum von psychotropen Substanzen einzuschr�nken und un-
ter Strafe zu stellen. Die Flower-Power-Bewegung – ideologi-
sche Basis massenhafter Drogenerfahrungen von Jugendlichen
und jungen Erwachsenen – ebbte ab und mit ihr die Pr�valenz
des Substanzmittelkonsums [1]. Die Arbeitsgesellschaft attri-
buierte die Ver�nderungen der Konsumpr�valenz auf die ver-
meintliche Wirksamkeit der repressiven staatlichen Strategie,
die Abstinenz zum starren Ziel aller Suchtangebote machte.

Erst die negativen Erfahrungen, vor allem der Anstieg der Zahl
der j�hrlichen Drogentoten, f�hrten in den 80er-Jahren zu einer
Neuordnung des Bet�ubungsmittelrechts und zu einer Abkehr
von der strikten Strafandrohung. „Therapie statt Strafe“ war
Ausdruck eines Umdenkens von der Drogenp�nalisierung zur
Suchtvorbeugung.1 Dieses Motto leitete eine erste Hinwendung
zu lebenskompetenzorientierten Pr�ventionsprogrammen ein,
�ber die eine Normalisierung des Umgangs mit Substanzen er-
reicht werden sollte. Drogenkonsum wurde – nun einem psy-
chosozialen Modell folgend – als zielgerichtetes Verhalten in-
terpretiert, das dazu dient, die psychische Verfassung zu
ver�ndern bzw. psychische Stabilisierung zu erreichen.

Mit dem Aufkommen von HIV und AIDS kamen Mitte der 80er-
Jahre neue gesundheitspolitische Herausforderungen hinzu. Ge-
gen heftigen Widerstand der Vertreter der kriminologisch-ethi-
schen und der medizinischen Sichtweise der Drogenproblematik
(bei der ebenfalls die Substanz mit ihrer zugeschriebenen sch�di-
genden Wirkung im Vordergrund steht) wurden schadensmini-
mierende Strategien durchgesetzt, die eine erweiterte Hilfeoppor-
tunit�t f�r Drogenabh�ngige (Hilfe vor Strafe) forderten, die zwar
nicht zum Ausstieg bereit waren, aber Gesundheitshilfen bedurf-
ten. Zugleich sollte verhindert werden, dass sie das HI-Virus an an-
dere �bertragen. Einer gewissen Liberalisierung im Konsumenten-
bereich wurde jedoch gleichzeitig verst�rkte Repression gegen
den Handel mit Drogen gegen�bergestellt. In der drogenpr�venti-
ven Praxis entstand so eine Art Patchwork-Konzept, das teils einer
kriminologisch-ethischen, einer psychosozialen und einer medizi-
nischen Deutung des Drogenproblems verpflichtet war.

Die in den 90er-Jahren aufkommende zweite Jugendkultur, die mit
Drogen assoziiert war (Techno und Rave), f�hrte – vermutlich weil
sie nicht mit einer gesellschaftlichen Antihaltung einherging – zu
anderen Reaktionen in der Gesellschaft. Aus den Erfahrungen im
HIV-Aids-Bereich wurden schadensminimierende Konzepte �ber-
tragen: Risikominimierung, nicht mehr Totalabstinenz, sondern
die Ein�bung von Risikokompetenz sollte einen m�ndigen Um-
gang mit Partydrogen erm�glichen [3]. Eine solche Pr�ventions-
kultur wurde m�glich, weil hier – anders als bei Cannabiskon-
sumenten – eine klare Zielgruppe identifiziert werden konnte,

die Abstinenz oder die Reduktion mit anschließender Abstinenz
festgestellt. Dass es einen nicht problematischen Konsum von
Cannabis geben kann, wird ausgeklammert. Dies f�hrt zu der
Frage nach dem ad�quaten prim�rpr�ventiven Pr�ventionsziel.
Es wird argumentiert, dass Prim�rpr�vention, die nach wie vor
auf die Abstinenz als erstes Pr�ventionsziel abzielt, vor dem Hin-
tergrund der referierten Befunde zur Wirksamkeit von Pr�ven-
tionsmaßnahmen als auch des entwicklungswissenschaftlichen
Standes zur Drogenforschung zu kurz greift.

Schl�sselw�rter
Pr�vention · Pr�ventionsziel · Prim�rpr�vention · Wirksamkeit

1 Genau genommen handelt es sich hier nicht um Suchtvorbeugung, son-
dern um die ”Heilung” und Rehabilitation bereits ”s�chtiger” Drogen-
konsumenten.

Key words
Prevention · aim of prevention · primary prevention · efficary
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die sich selbst artikulierte und schadensminimierende Strategien
einforderte. Analoge Pr�ventionskampagnen wie im Ecstasy-
bereich blieben f�r Cannabiskonsumenten (zun�chst) ebenso aus
wie ein vergleichbares Pr�ventionskonzept. F�r Opiatkonsumen-
ten wurden im Jahr 2000 seitens der rot-gr�nen Regierung die
rechtlichen Voraussetzungen f�r den Betrieb von Drogenkonsum-
r�umen geschaffen und nach den positiven Erfahrungen in der
Schweiz wurde 2002 mit dem Start eines klinischen Modellprojek-
tes zur heroingest�tzten Behandlung eine neue Drogenperspekti-
ve durchgesetzt, in der grunds�tzlich anerkannt wird, dass „es
nicht die Droge ist, die Abh�ngigkeit schafft oder auch erh�lt, son-
dern die jeweilige Erwartungshaltung der Konsumierenden“ [1].

Die aktuelle Praxis der Drogenpr�vention schwankt zwischen
den verschiedenen Modellvorstellungen. Im Richtungsstreit zwi-
schen der Zielvorstellung einer „suchtmittelfreien Gesellschaft“
und dem Ziel eines kompetenten Umgangs mit Drogen in einer
„drogenakzeptierenden Gesellschaft“ entstehen Konzepte und
Projekte, die z. T. kontradiktorischen Zielgr�ßen folgen.

Was die wissenschaftlichen Grundlagen der pr�ventiven Bem�-
hungen anbelangt, dominierten in den Anf�ngen zun�chst In-
tuition und Aktionismus. Der heute als unzutreffend nach-
gewiesenen Hoffnung folgend, dass Wissen eine hinreichende
Voraussetzung f�r Verhaltens�nderungen sei, standen Informa-
tionsvermittlung und Aufkl�rung �ber die Risiken des Sub-
stanzmittelkonsums im Vordergrund der Pr�vention. Erst in
den 80er-Jahren machten Evaluationsstudien deutlich, dass die
Pr�valenz des Drogenkonsums durch Wissensvermittlung al-
lein nicht zu beeinflussen ist [4]. Erg�nzend wurden nun emo-
tionale und affektive Prozesse und ihre Bedeutung f�r die Ver-
haltenssteuerung untersucht. Angstappelle, so zeigte sich,
schienen durchaus geeignet, Vermeidungsverhalten (Meidung

von Drogen) zu initiieren. Entsprechend wurde unter dieser
Pr�misse einer affektiv orientierten Pr�ventionsstrategie �ber-
wiegend mit drastischen Angstappellen gearbeitet.

Ende der 80er-Jahre wurden unter dem Einfluss salutogeneti-
scher Konzepte sog. Risiko-Ressourcen-Modelle entwickelt, in
denen einerseits nach risikoerh�henden Bedingungen2 sowie an-
dererseits nach risikomildernden Resilienz- und Schutzfaktoren
des Substanzmittelkonsums3 gefragt wurde. Insofern bilden
mehrdimensionale Modelle heutzutage die Grundlage moderner
Konzepte der Suchtpr�vention, bei denen entwicklungsorientier-
te Interventionen einen besonderen Stellenwert haben, die
Substanzmittelkonsum als aktives Bew�ltigungsverhalten kon-
zeptualisieren, mit dem Entwicklungsaufgaben gel�st werden
sollen. Die Pubert�t und Adoleszenzphase gehen mit spezifischen
Lebensaufgaben einher, wie Akzeptanz des Umbaus des eigenen
K�rpers; Entwicklung einer Schul- und Berufskarriere, Abl�sung
vom Elternhaus, Hinwendung zu einer Gleichaltrigengruppe, Auf-
bau einer Beziehung mit erotischer und sexueller Komponente,
Entwicklung eines eigenen Wert- und Orientierungssystems u.a..
In dieser Phase k�nnen Belastungen und �berforderungen auftre-
ten, die zu psychischen oder k�rperlichen Beeintr�chtigungen
f�hren k�nnen und den Gebrauch von legalen und illegalen Subs-
tanzen zur Befindensregulation nahe legen [5]. Festzuhalten
bleibt dabei, wie in einer methodisch anspruchsvollen L�ngs-
schnittstudie �berzeugend gezeigt wurde, dass der experimen-
telle, einer Neugiermotivation entspringende Substanzmittel-
konsum die Entwicklung von Jugendlichen f�rdert und er i. d.R.
gerade nicht mit negativen Folgen f�r Gesundheit und Pers�n-
lichkeitsentwicklung einhergeht [6]. Franzkowiak und Schl�mer
leiten daraus das Ziel ab, „die �berf�hrung von jugendlichem Ri-
sikoverhalten in lebenslange Risikokompetenz in den Zielkatalog
der Suchtpr�vention aufzunehmen“ [3].

Allgemein haben sich Bund und L�nder 2003 in einem „Aktions-
plan Drogen und Sucht“ darauf verst�ndigt, den Stellenwert der
Suchtpr�vention weiter zu st�rken [7] (Tab.1).

Zur Wirksamkeit suchtpr�ventiver Strategien

Um den aktuellen Stand der vor allem metaanalytisch ermittel-
ten Wirksamkeitsgrade von Suchtpr�ventionsmaßnahmen ab-
bilden zu k�nnen, wurden die Datenbanken PSYNDEX, PSYCIN-
FO und MEDLINE nach Metaanalysen zur Effektivit�t von

Tab. 1 Ziele der zuk�nftigen Suchtpolitik

Die zuk�nftige Suchtpolitik soll sich an folgenden Oberzielen orientieren:

1. den Beginn des Konsums verhindern oder hinausz�gern;

2. riskante Konsummuster fr�hzeitig erkennen und reduzieren;

3. das �berleben sichern;

4. eine Abh�ngigkeit mit allen, nah dem aktuellen Stand der Wissenschaft
zur Verf�gung stehenden Mitteln behandeln;

5. die Verf�gbarkeit illegaler Suchtmittel eind�mmen.

Dabei sollen neun Teilziele der Erreichung der allgemeinen Ziele dienen:

1. F�rderung des allgemeinen Gesundheitsbewusstseins zur Verhinderung
der Entstehung von Abh�ngigkeit;

2. Ver�nderung des gesellschaftlichen Klimas zu einem kritischeren Um-
gang mit legalen und illegalen Drogen;

3. Identifikation von Missbrauchsverhalten zum fr�hestm�glichen Zeit-
punkt und Verbesserung der Fr�herkennung von neuen psychoaktiven
Substanzen und Konsummustern;

4. Sensibilisierung f�r Gefahren des Mischkonsums;

5. Zielgruppenorientierte Unterst�tzung besonders gef�hrdeter Gruppen
zur Vermeidung von Abh�ngigkeit;

6. Reduzierung von Unf�llen im Straßenverkehr und am Arbeitsplatz unter
dem Einfluss von psychoaktiven Substanzen;

7. Gender Mainstreaming in der Sucht- und Drogenpolitik;

8. Verankerung der interdisziplin�ren Kooperation;

9. Bek�mpfung der Bet�ubungsmittelkriminalit�t.

2 Risikoerh�hende Bedingungen sind z. B. genetische Pr�disposition, Sen-
sation Seeking, dissoziales Verhalten, emotionaler Distress, Sch�chtern-
heit, �ngstlichkeit/Depression, positive Einstellungen zum Substanz-
konsum, fr�her Erstkonsum, Verf�gbarkeit von Substanzen im
Haushalt, substanzkonsumierende Modelle in der Familie, inkonsisten-
tes Erziehungsverhalten, negative Kommunikationsmuster, geringe so-
ziale Kompetenz, drogenkonsumierende Peers, Ablehnung durch Peers,
niedrige Preise f�r Substanzen, Arbeitslosigkeit, Armut, geringe Bil-
dung, soziale Marginalisierung.

3 Unter risikomildernden Faktoren werden z. B. Koh�renzsinn, Optimis-
mus, Hardiness, sozial-emotionale Kompetenzen, Risikokompetenz, po-
sitives Sozialverhalten, Probleml�se- und Selbstkontrollf�higkeiten, Per-
spektiv�bernahme, aktives Bew�ltigungsverhalten, stabile emotionale
Beziehungen, offenes unterst�tzendes Erziehungsklima, gute Ausbil-
dung, Modelle positiven Bew�ltigungsverhaltens, Unterst�tzung in Auto-
nomie, emotionale Unterst�tzung, soziale Unterst�tzung, positive Peer-
und Freundschaftsbeziehungen, positive Schulerfahrungen gefasst.
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Pr�ventionsmaßnahmen im Suchtbereich f�r den Zeitraum der
letzten f�nf Jahre durchsucht. Insgesamt wurden 101 Studien
identifiziert.

Als Ergebnis der Sichtung der Studien kann Folgendes festgehal-
ten werden:

1. Die identifizierten Evaluationsstudien beziehen eine Viel-
zahl von (Modell-)Programmen ein, die in den letzten 30
Jahren vor allem in den USA und den westlichen Industriena-
tionen durchgef�hrt worden sind.

2. Die meisten Studien untersuchen schulische Pr�ventionspro-
gramme; seltener wurde die Wirksamkeit von massenme-
dialen Kampagnen oder von Interventionen, die sich an El-
tern von Heranwachsenden oder an Multiplikatoren richten,
evaluiert. Inhaltlich stehen Maßnahmen zur Alkohol-, Tabak-
und zur allgemeinen Pr�vention illegalen Drogenkonsums im
Vordergrund; spezifische Pr�ventionsprogramme, die die
Senkung der Inzidenz von Cannabis-Erstkonsum oder die
Senkung der Pr�valenz des aktuellen Cannabiskonsums zum
Gegenstand haben, wurden nicht identifiziert. Hinzu kommt,
dass substanzspezifisch ausgerichtete Pr�ventionsprogram-
me offenbar nicht effektiver wirken als solche, die den Sub-
stanzmittelkonsum generell zum Gegenstand machen [8].

3. Drogenpr�ventionsprogramme zielen auf die Erreichung
sehr unterschiedlicher Kriterien, wie die Erh�hung des Wis-
sens �ber Risiken des Substanzmittelkonsums, die Reduk-
tion der Konsumh�ufigkeit, die Erh�hung des Einstiegs-
alters, die Reduktion des Missbrauchs und die Reduktion
von m�glichen, mit dem Substanzmittelkonsum einher-
gehenden Problemen ab. Eine klare Zieldefinition und Ziel-
gruppenfestlegung sind eher die Ausnahme.

4. Schulische Pr�vention: In verschiedenen, methodisch hoch-
werigen Studien konnte gezeigt werden, dass der Drogenkon-
sum von Jugendlichen tats�chlich reduziert werden kann [9],
auch wenn die Effekte eher moderat sind. Die Mehrzahl der 30
in einem systematischen Review analysierten Studien erwies
sich jedoch als nicht effektiv. Wirksam waren vor allem Inter-
ventionen, die ein interaktives Vorgehen (z.B. Peer-Gespr�-
che, Gruppendiskussionen) in den Mittelpunkt stellen. Das
Modell sozialer Einflussnahme erwies sich als tragf�hige
Grundlage f�r die Konzeptualisierung von wirksamen Inter-
ventionsmaßnahmen, sofern Einfluss auf Normen, die Inten-
tion und das pers�nliche Commitment bei der Entscheidung,
nicht zu konsumieren, als Pr�diktoren genommen wurde.
Schließlich deuten die Ergebnisse darauf hin, dass die Wirk-
samkeit von (sekund�ren) Pr�ventionsprogrammen gestei-
gert werden kann, wenn gemeindebezogene Interventionen
die schulischen Maßnahmen unterst�tzen, wenn Peers als
Multiplikatoren genutzt und wenn Life Skills trainiert werden.

5. Peer-Programme: In einer weiteren Metaanalyse wurden
peer- und experten-(erwachsenen-)orientierte Programme
vergleichend gepr�ft [10]. Verschiedene Studien unterst�t-
zen zwar die Annahme einer �berlegenheit von Peer-Pro-
grammen, der metaanalytische Vergleich erbringt jedoch
keine schl�ssigen Ergebnisse. Auch wenn Peer-Programme
gegen�ber expertendominierten Programmen eine gewisse
�berlegenheit aufweisen (standardisierter Differenzwert:
d = 0,24), wurden jedoch so große Differenzen zwischen
den Studien gefunden, dass die Ergebnislage nicht als ho-
mogen beurteilt werden kann. Es hat den Anschein, als sei-

en Personenmerkmale der programmverantwortlichen
Peers bzw. erwachsenen Experten urs�chlich f�r die erziel-
ten Effekte. Unterst�tzung erh�lt die These einer �ber-
legenheit von Peer-Programmen auch durch eine von Black,
Tobler u. Sciacca vorgelegte, 120 Studien einbeziehende
Metaanalyse, wonach interaktive angelegte Peer-Program-
me bei ‘middle school students’ einem Frontalunterricht
durch Lehrer oder Wissenschaftler �berlegen sind [11].
Und auch Bangert-Drows [12] zeigte in einer �lteren Me-
taanalyse, dass Peers vor allem bessere Effekte bez�glich
drogenbezogener Einstellungen erzielen, wenn sie als ‘In-
structional Leaders’ das Instrument der Gruppendiskussion
nutzen. Verhaltensbezogene Effekte wurden vor allem er-
zielt, wenn Studenten eingesetzt wurden. Rationale Infor-
mationsvermittlung ist lediglich �berlegen, wenn es um
Wissenszuw�chse geht [13].

6. Massenkommunikation: Massenmediale Informationsver-
mittlung gilt innerhalb von konsistent angelegten Pr�ven-
tionskampagnen als zweites wichtiges Standbein neben
personalkommunikativen Maßnahmen, sofern davon aus-
gegangen werden kann, dass sich die Botschaften wechsel-
seitig st�tzen [4, 9, 10, 14].

7. Auf Familien bezogene Maßnahmen, bei denen Kinder bei-
spielsweise aus der Schule Aufgaben mit nach Hause beka-
men, die sie mit ihren Eltern durchsprechen sollten oder in
denen erzieherische F�higkeiten und kommunikative Kom-
petenzen trainiert wurden, scheinen positive Ergebnisse zu
erzielen. Eltern und Geschwister fungieren als Rollenmodel-
le f�r die Heranwachsenden. Viel versprechend k�nnen auch
Maßnahmen sein, die Hochrisikofamilien oder Familien von
hoch risikobehafteten Kindern als Zielgruppe ausw�hlen
[15, 16].

8. Unklar dagegen ist offenbar noch die Ergebnislage bez. der
Wirksamkeit von gemeindebezogenen Maßnahmen [9, 10].
Vieles spricht jedoch daf�r, dass Effektivit�t gegeben sein
kann, wenn gemeindeorientiert ein Set von aufeinander be-
zogenen Maßnahmen miteinander kombiniert wird. Auch
Tobler et al. [8] sehen die Wirksamkeit als noch begrenzt an.

9. Strukturelle und verh�ltnispr�ventive Strategien, wie Preis-
steigerungen, Werbeverbote oder gesetzliche Maßnahmen,
so zeigen Studien, die auf die Reduktion des Tabakkonsums
ausgerichtet sind, gelten als wirksame Methoden zur Reduk-
tion des Konsums [17]. Ob sie jedoch auf illegale Substanzen,
insbesondere Cannabis, �bertragen werden k�nnen, bleibt
fraglich. Die von der Bundesministerin f�r Gesundheit einge-
setzte Drogen- und Suchtkommission zur Verbesserung der
Suchtpr�vention nahm hierzu 2002 deutlich Stellung: „Die
sozialwissenschaftliche Forschung hat sich in den letzten
Jahrzehnten intensiv mit der Lenkungswirkung von und der
Verhaltenssteuerung durch Recht besch�ftigt. Die Ergebnisse
dabei sind insgesamt eher entmutigend. Viele der dem Recht
zugeschriebenen Folgen oder Ergebnisse lassen sich nicht
oder durch andere als rechtliche Mittel besser (z.B. mit weni-
ger Nebenwirkungen) erreichen. Dies gilt insbesondere f�r die
verhaltenssteuernde Wirkung des Strafrechts, wo spezial-
und generalpr�ventive Effekte nur bedingt nachzuweisen
sind“ (S. 29). Und weiter heißt es „Repressive Vorschriften
sollten regelm�ßig daraufhin �berpr�ft werden, ob sie pr�-
ventive Maßnahmen behindern. Im Zweifel sollte der Grund-
satz „Pr�vention vor Repression“ gelten“ (S. 31) [18].
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Unser heutiges Wissen �ber die Wirksamkeit von Suchtpr�ven-
tionsmaßnahmen wurde ausnahmslos cannabisunspezifisch ge-
neriert. Angesichts der Tatsache, dass Cannabiskonsum �berwie-
gend einer Neugiermotivation entstammt und der Bew�ltigung
von Entwicklungsaufgaben dient, sind der prim�ren Pr�vention
des Cannabiskonsums (Verhinderung des Erstkonsums) gewisse
Grenzen gesetzt. Ebenso fehlen bis heute – was die Prim�rpr�-
vention Cannabispr�vention anbelangt – oftmals klar definierte
Interventionsziele und Zielgruppen. In der vom BMGS 2005 vor-
gelegten Dokumentation der Fachtagung „Jugendkult Cannabis –
Risiken und Hilfen“ wird zu Recht betont, dass eine wirksame
Pr�ventionsmaßnahme neben einer fundierten Analyse der Aus-
gangssituation messbare Ziele der Cannabispr�vention zu opera-
tionalisieren hat, eine exakte Festlegung der anzusprechenden
Zielgruppen vornehmen muss und ein Evidenzbasierung der
Pr�ventionsmaßnahmen anstreben sollte [19]. Gemessen an die-
sem Anspruch hat Cannabispr�vention in der Bundesrepublik
noch einen weiten Weg vor sich. Die bisher vorliegenden Evalua-
tionsstudien haben n�mlich cannabisspezifische Wirkungen
i. d. R. nicht einmal untersucht.

Vor diesem Hintergrund ist es zu begr�ßen, dass in j�ngerer
Zeit angesichts steigender Konsumentenzahlen und steigender
Zahlen von Therapiewilligen sekund�rpr�ventiv angelegte Maß-
nahmen initiiert wurden, die auch evaluiert wurden bzw. werden
sollen. Eine Zusammenstellung aktueller Pr�ventionsprojekte im
deutschsprachigen Suchtbereich wurde von Kalke, Raschke, Kern
et al. vorgelegt [20]. Um eine �bersicht �ber neuere, spezifisch
auf Cannabis bezogene Pr�ventionsprojekte zu bekommen, wurde
zun�chst eine internetbasierte Suche mit den Schlagw�rtern Can-
nabis, Cannabiskonsum, Pr�vention und Suchtpr�vention durch-
gef�hrt. Im Anschluss wurden die einschl�gigen Datenbanken
PSYNDEX und PSYCINFO (ab dem Jahrgang 1997) mit oben ge-
nannten Schlagw�rtern durchsucht. Relevante Studien, Projekt-
darstellungen, Berichte und Informationsmaterial wurden entwe-
der aus dem Internet geladen oder direkt bei den entsprechenden
Institutionen (z.B. Bundeszentrale f�r gesundheitliche Aufkl�-
rung) angefordert. Grundlage f�r die Analyse politischer Forde-
rungen hinsichtlich cannabisspezifischer Pr�ventionsangebote
sind zum einen die Dokumentation der Fachtagung „Jugendkult
Cannabis – Risiken und Hilfen“, die von der Drogenbeauftragten
der Bundesregierung im November 2004 durchgef�hrt wurde
[21], zum anderen der Jahresbericht 2004 der Europ�ischen Beob-
achtungsstelle f�r Drogen und Drogensucht (EBDD) [22] sowie der
Bericht des nationalen REITOX-Knotenpunkts an die EBDD [23].

Pr�ventionsangebote aus drogenpolitischer Sicht

Fachtagung zum Thema „Jugendkult Cannabis – Risiken und
Hilfen“
Auf einer von der Drogenbeauftragten der Bundesregierung im
November letzten Jahres veranstalteten Fachtagung zum Thema
‘Jugendkult Cannabis – Risiken und Hilfen’ wurden von Expertin-
nen und Experten aus Politik und Wissenschaft sieben Handlungs-
empfehlungen zur Pr�vention und Therapie zusammengestellt
[20]. Zwei der sieben beschriebenen Handlungsempfehlungen
(Nr. 1 und 4) legen keine Handlungen nahe, sondern liefern viel-
mehr eine Beschreibung epidemiologischer Daten und mit dem
Konsum von Cannabis in Verbindung gebrachter Folgen.

Somit lassen sich folgende f�nf Handlungsempfehlungen kurz
zusammenfassen:
– Eine sachliche, glaubw�rdige und ideologiefreie Diskussion

zum Thema Cannabis wird gefordert. Hierbei soll der Schwer-
punkt auf den besonderen Risiken des Cannabiskonsums lie-
gen, die immer noch zu wenig wahrgenommen w�rden.

– Weiterhin werden deutliche Pr�ventionsbotschaften als wich-
tig erachtet z.B.
– H�ufiger Cannabiskonsum ist nicht harmlos, er kann zu

physischen, psychischen und sozialen Beeintr�chtigungen
f�hren.

– Jugendliche, die in sehr jungem Alter mit dem Konsum be-
ginnen, tragen ein erh�htes Risiko.

– Der Probierkonsum von Cannabis f�hrt nicht automatisch
zur Abh�ngigkeit.

– Die Thematisierung hinsichtlich der mit dem Konsum von
Cannabis verbundenen Risiken soll im Vordergrund stehen.

– Insbesondere wird darauf hingewiesen, dass Pr�ventions- und
Interventionsmaßnahmen riskante Konsummuster und ein
fr�hes Einstiegsalter st�rker ber�cksichtigen sollen. Zielgrup-
penspezifische Maßnahmen sollen entwickelt und bereits
erfolgreiche Strategien zur Pr�vention wie z.B. das Angebot
zur Fr�hintervention bei erstauff�lligen Drogenkonsumenten
(FreD) �bernommen werden.

– F�r die Zielgruppe der Konsumenten mit riskantem Konsum-
muster soll eine glaubw�rdige Kommunikation angeboten
werden, die mit den Erfahrungen und Lebensweisen der Ju-
gendlichen in Einklang steht. Bereits bestehende innivative
Beratungsbeispiele wie „Quit the Shit“ und „Realize it“ sollen
weiterentwickelt und evaluiert werden.

– Eine bessere Vernetzung der beteiligten Berufe und Personen
(Gesundheitsberufe, Bildungsbereich, Eltern, Suchthilfe u. a.)
sowie eine bessere Kooperation zwischen Jugend- und Dro-
genhilfe werden empfohlen.

Der Schwerpunkt der hier referierten Handlungsempfehlungen
liegt auf dem Konsumverhalten der Jugendlichen und ist somit
der Verhaltenspr�vention zuzuordnen. Durch die Vermittlung
von Wissen speziell �ber die Risiken des Cannabiskonsums soll
einem Konsum zuvorgekommen werden oder aber der Zeitpunkt
des ersten Probierens m�glichst lange hinausgez�gert werden.
Diese Botschaften richten sich an (noch) nicht konsumierende
bzw. (noch) nicht riskant konsumierende Jugendliche. Aber
auch Risikokonsumenten sollen in zielgruppenspezifischen
Maßnahmen ber�cksichtigt werden.

Die Forderung nach einer verbesserten Vernetzung unterschied-
licher Hilfeeinrichtungen und -angebote dagegen entspricht
dem verh�ltnispr�ventiven Ansatz.

Erkenntnisse �ber die psychosozialen Bedingungen der Entste-
hung von abh�ngigem Verhalten finden in diesen Empfehlungen
keine Entsprechung.

Jahresbericht 2004 der Europ�ischen Beobachtungsstelle f�r
Drogen und Drogensucht (EBDD)
Der Jahresbericht der Europ�ischen Beobachtungsstelle f�r Dro-
gen und Drogensucht gibt Auskunft �ber den Stand der Drogen-
problematik in der Europ�ischen Union und in Norwegen. In die-
sem Bericht werden als explizite Pr�ventionsziele die Reduktion
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der Zahl der Erstkonsumenten sowie das Herausz�gern des Erst-
konsumalters genannt [22].

In der Pr�ventionsarbeit sind diesem Bericht zufolge kaum Ini-
tiativen entwickelt worden, die speziell auf den ansteigenden
Cannabiskonsum unter Jugendlichen eingehen, da Pr�vention
selten substanzspezifisch ist. Als zwei Hauptstrategien einiger
Mitgliedstaaten werden genannt:
– die Warnung vor den Gefahren des Konsums mit dem Verweis

auf das Strafvollzugssystem und
– der Versuch, der sozialen Wahrnehmung des Cannabiskon-

sums mit Hilfe von Massenkampagnen oder zielgruppenspe-
zifischen Kampagnen in den Medien entgegenzuwirken.

Gem�ß der Forderung nach einer neuen Risikodebatte zum Kon-
sum von Cannabis sind die in Deutschland bevorzugten Strate-
gien der ersteren Kategorie zuzuordnen. Die soziale Wahrneh-
mung des Cannabiskonsums ist hingegen nicht Gegenstand
massenmedialer Pr�ventionsbem�hungen.

Bericht 2004 des nationalen REITOX-Knotenpunkts an die
EBDD [23]
Entsprechend dem Bericht des nationalen REITOX-Knotenpunk-
tes in Deutschland am Institut f�r Therapieforschung in M�n-
chen beruhen die Ziele und Schwerpunkte der nationalen Dro-
genpolitik auf vier S�ulen:
– Pr�vention des Drogenkonsums;
– Beratung und Behandlung von Konsumenten;
– �berlebenshilfe und Schadenshilfen;
– Repression und Reduzierung des Angebots.

Zwei Hauptans�tze in der Pr�vention allgemein werden dabei
hervorgehoben:
– substanzungebundene Lebenskompetenzprogramme und
– fr�hinterventive Maßnahmen.

Cannabisspezifische Pr�ventionsprojekte

Pr�ventionsmaßnahmen, die explizit auf Cannabis abgestimmt
sind, sind eher die Ausnahme. Vielfach kommt der Substanz Can-
nabis neben anderen illegalen Drogen lediglich der Status einer
weiteren Substanz zu, f�r die keine spezifischen ‘Behandlungen’
vorgesehen sind. Im Folgenden werden exemplarisch vier canna-
bisbezogene Pr�ventionsprojekte n�her vorgestellt und hinsicht-
lich ihrer Zielsetzungen und deren Umsetzung analysiert. Es
handelt sich dabei um die webbasierten Pr�ventionsangebote
‘Realize it’ und ‘Quit the shit’ sowie die Fr�hintervention bei erst-
auff�lligen Drogenkonsumenten ‘FreD’ und einen von der Bun-
deszentrale f�r gesundheitliche Aufkl�rung (BZgA) herausgege-
benen Informationsleitfaden zum Umgang mit Cannabis in der
Schule.

„Realize it“ – www.realize-it.org
Das Projekt „Realize it“ ist ein Angebot f�r junge Cannabiskon-
sumenten zwischen 15 und 30 Jahren, die ihren Cannabiskon-
sum reduzieren bzw. ganz einstellen wollen. Dieses Programm
wurde in Zusammenarbeit mit dem Bundesministerium f�r Ge-
sundheit und Soziales in Deutschland und dem Bundesamt f�r
Gesundheit in der Schweiz entwickelt und wird in beiden L�n-

dern an jeweils drei Standorten angeboten. Das als Kurzinterven-
tion konzipierte Programm ist so aufgebaut, dass die Konsumie-
renden sich unter der Internetadresse www.realize-it.org
informieren, ob ihr Konsum risikobehaftet ist oder nicht. Dies ge-
schieht mittels eines kleinen Tests, der sofort online ausgewertet
wird. Wer an der Teilnahme des Programms interessiert ist, wird
auf Telefonnummern f�r die Schweiz und Deutschland verwie-
sen, so dass die Internetplattform lediglich eine erste Anlaufstel-
le zur Information bez�glich Cannabiskonsum und seinen Risi-
ken darstellt. Sofern die betroffene Person im Einzugsbereich
des Programms wohnt, kann sie einen ersten von insgesamt
f�nf Terminen in einer Beratungsstelle wahrnehmen. Hier wird
zun�chst gekl�rt, welches pers�nliche Ziel der Teilnehmer oder
die Teilnehmerin am Ende des Programms erreichen m�chte.
Der Programminhalt wird somit auf die Personen maßgeschnei-
dert.

Der festgelegte Zeitrahmen betr�gt zehn Wochen und beinhaltet
zus�tzlich eine Gruppenberatung. An den folgenden Terminen
sollen die Umst�nde des Konsums genauer analysiert werden,
um Risikosituationen zu erkennen und Kontrollstrategien zu
entwickeln. Ein Begleitbuch zu diesem Programm unterst�tzt
die Teilnehmerinnen und Teilnehmer mit Informationen zu Fra-
gen der Konsumreduktion oder dem Ausstieg. Mittels des darin
enthaltenen Konsumtagebuchs wird eine Selbstkontrolle bez�g-
lich des Konsums und der eigenen Fortschritte erm�glicht. Eine
Evaluation dieses Angebots liegt bislang nicht vor.

„Quit the Shit“ – www.drugcom.de
Im Rahmen dieses Internetangebotes der Bundeszentrale f�r ge-
sundheitliche Aufkl�rung (BZgA) k�nnen sich die Jugendlichen
unter www.drugcom.de beraten lassen, wie sie ihren Cannabis-
konsum reduzieren k�nnen. �ber 50 Tage soll ein interaktives
Tagebuch gef�hrt werden, in dem der Cannabiskonsum doku-
mentiert wird. Per E-mail wird dieses dann an die Beraterinnen
und Berater von drugcom geschickt. Einmal in der Woche erhal-
ten die Jugendlichen ein konstruktives Feedback und individuel-
le Informationen f�r eine Ver�nderung im Konsumverhalten. Die
Jugendlichen sollen gezielt in selbstkritischer Reflexion des Dro-
genkonsums geschult und zu suchtpr�ventivem Verhalten im
Alltag bef�higt werden. Die Teilnahme ist anonym und kostenlos
und richtet sich insbesondere an junge Cannabiskonsumenten.

Das Ziel dieses Internetangebotes ist die Abstinenz, zumindest
aber die Reduzierung des Konsums im Sinne einer Risikomin-
derung. Eine Evaluation dieses Angebots steht derzeit noch aus.

Schule und Cannabis – Regeln, Maßnahmen und
Intervention. Leitfaden f�r Schulen und Lehrpersonen
Dieser Informationsleitfaden zum Umgang mit Cannabis in der
Schule wurde von der Bundeszentrale f�r gesundheitliche Auf-
kl�rung im Auftrag des Bundesministeriums f�r Gesundheit und
Soziale Sicherung herausgegeben [24]. Er stellt f�r Lehrpersonen
eine Handreichung zur Behandlung des Themas Cannabis in der
Schule dar. Der Leitfaden ist in vier Teile untergliedert, die Schritt
f�r Schritt m�gliche Problematiken zu Cannabis aufgreifen. Im
ersten Teil werden Informationen als Ausgangspunkt zusammen-
gefasst. Hier lassen sich Antworten auf allgemeine Fragen finden,
die sich im Zusammenhang von Schule und Cannabis stellen. Die
Frage „Warum hat Cannabis in der Schule nichts verloren?“ wird
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mit dem Verweis auf die ung�nstige Wirkung auf das Leistungs-
und Sozialverhalten der konsumierenden Person beantwortet.
Auch das Aufstellen von Regeln zu Cannabis als bindende Richt-
linie f�r alle Beteiligten wird hier erl�utert. M�gliche Interven-
tionen bei Regelbr�chen, Hilfestellungen von außen, gesetzliche
Vorschriften zu Cannabis und der Einbezug der Eltern sind wei-
tere Eckpunkte des ersten Teils. Der zweite Teil befasst sich damit,
wie gemeinsam(e) Regeln zu Cannabis geschaffen werden k�n-
nen. Ein aus Lehrpersonen, SchulsozialarbeiterIn und Elternver-
tretung gebildetes Suchtpr�ventionsteam soll eine gemeinsame
Haltung zu Cannabis im schulspezifischen Kontext finden, Regeln
zu Cannabis aufstellen und Maßnahmen entwerfen f�r den Fall,
dass diese Regeln gebrochen werden. In Informationsrunden f�r
Lehrpersonen, Sch�lerInnen und Eltern sollen die Regeln und
Maßnahmen dann kommuniziert werden.

Hilfestellung bei der Reaktion auf Regelbr�che bietet der dritte
Teil an. Fragen zur Einsch�tzung der Situation lassen sich mit Hil-
fe von Eckpunkten wie der H�ufigkeit der Vorf�lle, der Selbst-
und Fremdgef�hrdung, des Alters, der Pers�nlichkeit und des
Entwicklungsstands der betroffenen Person etc. abkl�ren.

Das Ziel dieses Interventionsleitfadens ist die Abstinenz von Can-
nabis im schulischen Rahmen, wobei auch Klassenfahrten und
Schulveranstaltungen mit einbezogen sind. Bei der Erstellung von
Regeln wird ausdr�cklich dazu aufgefordert, auch Regeln zu Alko-
hol und anderen Drogen im schulischen Kontext zu schaffen [24].
Die Handreichungen f�r das Erstellen von Regeln und Maßnah-
men und auch die Interventionsvorschl�ge sind �bersichtlich
strukturiert. Die Pr�ventionsarbeit wird in erster Linie auf die
Schule und die daraus resultierende Leistungssituation konzen-
triert. Eine generelle Auseinandersetzung mit Drogenkonsum jed-
weder Art im außerschulischen Alltag der Jugendlichen wird
weitestgehend ausgespart. Lediglich bei der Behandlung von In-
terventionsmaßnahmen wird der Fokus auf konsumausl�sende
Faktoren innerhalb und außerhalb der Schule gelegt. Auch dieses
Angebot wurde unseres Wissens bislang nicht evaluiert.

Fr�hintervention erstauff�lliger Drogenkonsumenten
(FreD) [25]
Das Programm FreD ist eine Interventionsmaßnahme f�r erst-
auff�llige Drogenkonsumenten, die bereits mit der Polizei auf-
grund ihres Drogenkonsums in Konflikt geraten sind. Hierbei
wird der Tatbestand, „erwischt“ worden zu sein, genutzt, um
die Jugendlichen zu einer Verhaltens�nderung mittels eines Trai-
nings zu bringen.

FreD richtet sich an Jugendliche und junge Erwachsene im Alter
von 14 – 21 Jahren, die als KonsumentInnen mit Drogen experi-
mentieren und/oder illegale Drogen missbrauchen oder bereits
abh�ngig sind. Nach einem so genannten Intake-Gespr�ch, das
auf die Motivierung der Jugendlichen abzielt, wird ein mehr-
gliedriger Kurs angeboten. Dieser Kurs wird auf 2 Tage � 4 h in
einem Abstand von 4 – 8 Wochen verteilt. Die Teilnehmerzahl
pro Kurs wird auf 5 – 10 beschr�nkt.

Die Jugendlichen sollen zu einer konstruktiven Auseinanderset-
zung bez�glich ihres Umgangs mit Drogen und der damit ver-
bundenen Lebensweise angeregt werden. Ins Gespr�ch zu kom-
men wird als immanent wichtig betrachtet.

Im Kursangebot wird spezifisches Wissen �ber Wirkweisen der
verschiedenen Drogen vermittelt. Des Weiteren soll zur Reflexion
�ber den eigenen Umgang mit psychoaktiven Substanzen und die
zugrunde liegenden Situationen angeregt werden. Gest�rkt wer-
den soll zus�tzlich die F�higkeit, eigenverantwortliche Entschei-
dungen vor dem Hintergrund der Selbst- und Fremdeinsch�tzung
sowie der pers�nlichen Risikowahrnehmung zu treffen. Auch die
regionalen Hilfem�glichkeiten der Jugend- und Drogenhilfe wer-
den hier vorgestellt.

Ein grundlegendes Ziel dieser Maßnahme ist es, die Entwicklung
zu einem missbr�uchlichen bzw. abh�ngigen Drogenkonsum zu
verhindern.

Die Evaluation dieses Angebots zeigt, dass 87% der Teilnehme-
rInnen das Programm f�r sehr gut befunden haben und 73 % an-
gaben, das Programm weiterempfehlen zu k�nnen. Das Ziel der
Fr�hintervention wurde als erreicht bezeichnet und daraufhin
eine Ausweitung des Programms beschlossen. Jugendliche, die
zwar auff�llig in schulischem Umfeld etc., aber nicht polizeilich
auff�llig Cannabis konsumieren, wurden bislang nicht erreicht.
Die Ausweitung des Programms soll dies nun gew�hrleisten.

In Tab. 2 sind die hier beschriebenen Pr�ventionsangebote in
Form einer Kurz�bersicht zusammengestellt.

Festgehalten werden kann, dass die vorgestellten cannabisspezi-
fischen Pr�ventionsangebote ausschließlich sekund�rpr�ventiv
angelegt sind. Der immer wieder vorgetragenen Forderung nach
prim�rpr�ventiven Angeboten und Botschaften zur Verhin-
derung von Cannabiskonsum bzw. zum Hinausz�gern des Erst-
konsumalters entsprechen keine expliziten Angebote. Ziel der
vorgestellten Pr�ventionsmaßnahmen ist vor allem, risikobelas-
tete jugendliche Konsumenten zur Aufgabe oder zumindest zur
Reduktion ihres Konsums zu bewegen. Jugendliche, die im �ber-
gang vom experimentellen, gelegentlichen oder gewohnheits-
bedingten unproblematischen [26, 27] zum sch�dlichen Konsum
stehen, sind bislang nicht als Zielgruppe definiert.

Diskussion und Schlussfolgerungen

Angesichts eines sich in verschiedenen Studien abzeichnenden
Trends zu m�glicherweise ansteigenden Lifetime-Pr�valenzra-
ten von Cannabiskonsum (vgl. dazu kritisch [28]), angesichts
mehrfach publizierter Hinweise auf einen fr�heren Konsumein-
stieg – nicht nur in der Schweiz (vgl. dazu [29]), sondern auch in
der Bundesrepublik – und schließlich angesichts einer massen-
medial aufbereiteten Vervielf�ltigung und Umformung dieser
Hinweise zu einer skandalisierenden Berichterstattung �ber
„Die Seuche Cannabis“ (vgl. dazu [30]) wird ausgehend vom Bun-
desministerium f�r Gesundheit unter Federf�hrung der Drogen-
beauftragten des Bundes eine neue Risikodebatte �ber Cannabis
gef�hrt. In diesem Zusammenhang scheint der Ruf nach ver-
st�rkter Pr�vention, nach Fr�herkennungsinstrumenten, nach
Fr�hintervention und nach wirksamen Behandlungs- und Thera-
pieangeboten verst�ndlich.
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Ein Blick auf Geschichte und Gegenwart der Cannabispr�vention
l�sst eine einheitliche, schl�ssige und in ihren Aussagen konsis-
tente Pr�ventionsbotschaft nur schwer erkennen. In den letzten
30 Jahren haben sich verschiedene, derzeit parallel existierende
Perspektiven, Sichtweisen und Pr�ventionskonzepte entwickelt,
die in manchen Bereichen miteinander unvereinbare Ziele ver-
folgen und die jeweils andere Fokusse f�r die Pr�vention von
Cannabis nahe legen. Dies betrifft z.B. die Frage nach dem Haupt-
ziel der Prim�rpr�vention, der Verhinderung der Inzidenz des
Substanzmittelkonsums (Verhinderung des Erstkonsums). W�h-
rend aus medizinischer und kriminologischer Sicht vor allem die
Vermeidung des Kontakts mit der Substanz im Vordergrund
steht, betonen psychosoziale und soziokulturelle Perspektiven
auf die Drogenproblematik, gest�tzt durch entwicklungswissen-
schaftliche Befunde, dass nicht jeder Konsum von Cannabis-
produkten vermieden werden muss, ja der weit �berwiegend
transitorische (Probier-)Konsum unsch�dlich ist und funktional
ist zur Bew�ltigung von Entwicklungsaufgaben. Deren Unter-
st�tzung zu f�rdern w�re die zentrale Aufgabe einer am Gesund-
heitsf�rderungsgedanken orientierten Pr�vention. Dabei geht es
um die F�rderung von sozialen und personalen Ressourcen, um
den Erwerb von Risikokompetenz und um die Gestaltung von ge-
sundheitsf�rderlichen Lebenswelten.

In einem zweiten Schritt haben wir danach gefragt, ob und was
in der Suchtpr�vention als evidenzbasiert gelten kann. Die Bilanz
verschiedener Metaanalysen, die hierzu gesichtet wurden,
macht deutlich, dass Suchtpr�vention durchaus effektiv sein
kann, obwohl sie alles in allem bisher nur m�ßige bis moderate
Effekte aufweist. Sie zeigt allerdings auch, dass spezifische An-
s�tze zur prim�ren Pr�vention von Cannabis bisher – auch inter-
national – nicht vorliegen. Alle Evidenz zur Wirksamkeit der
Suchtpr�vention wurde bisher cannabisunspezifisch ermittelt.

Insgesamt besteht ein eklatanter Mangel an methodisch an-
spruchsvollen Evaluationsstudien in diesem Bereich [vgl. 20].
Pr�ventionsprogramme, die explizit auf die Senkung des Erst-
konsums von Cannabis ausgerichtet sind oder die Erh�hung des
Einstiegsalters als Outcome-Kriterien genutzt haben, wurden
nicht identifiziert. In der Praxis muss dies jedoch nicht notwen-
digerweise ein Nachteil sein. Im vermutlich wichtigsten Setting,
in dem Suchtpr�vention praktiziert wird, der Schule, sind gene-
ralpr�ventive Ans�tze von legalen und illegalen Drogen ange-
bracht, da spezifische Programme in der Prim�rpr�vention keine
�berlegenheit gegen�ber unspezifischen aufweisen. Generell
liegt brauchbare Evidenz im Wesentlichen f�r Programme im
Setting Schule vor, wenn diese partizipativ und interaktiv ange-
legt waren und wenn Peers aktiv einbezogen wurden. Als viel
versprechend bew�hrten sich auch auf Familien bezogene Pr�-
ventionsprogramme. Zudem k�nnen die Effekte gesteigert wer-
den, wenn die Programmanwendung massenmedial gest�tzt
wird und wenn strukturelle und verh�ltnispr�ventiv wirksame
Rahmenbedingungen geschaffen werden. Erstaunlich wenige
Aussagen existieren zum Setting Betrieb, das sich im Pr�ven-
tionsdiskurs, der im Public-Health-Kontext gef�hrt wird, in be-
sonderer Weise bew�hrt hat und das in der Regel als „model of
good practice“ f�r wirksame verh�ltnisgest�tzte Pr�vention gilt
[31]. Erstaunlich auch, dass der Pr�ventionsdiskurs im Bereich il-
legaler Drogen bis dato keinerlei Bezug auf das Kernproblem in
Sachen Gesundheit aller Industrienationen nimmt: die sozial un-
gleiche Verteilung von Mortalit�t und Morbidit�t sowie von ge-
sundheitsbezogenen Risikofaktoren. Entsprechend den Analysen
von H�sler und Kollegen [32], die 1082 Jugendliche im Alter von
11– 20 Jahren zu ihrem Cannabiskonsumverhalten und verschie-
denen Lebensbereichen befragten, sind neben dem Konsumver-
halten auch die soziale Ausgangslage und Befindensbeeintr�chti-
gungen von pr�diktivem Wert, was die Entwicklung eines

Tab. 2 Kurzdarstellung cannabisspezifischer Pr�ventionsprojekte

Projekt explizite Ziele umgesetzte Maßnahmen Zielgruppe

„Quit the shit“
www.drugcom.de

Abstinenz bzw. Reduktion des Cannabiskon-
sums

– interaktives Tagebuch im Internet
– Schulung in kritischer Selbstrefle-

xion in Bezug auf den Konsum
– Programm ist noch nicht evaluiert

Jugendliche Cannabiskonsumenten mit Reduk-
tionswunsch

„Realize it“
www.realize-it.org

individuell angepasst f�r TeilnehmerInnen
mit Hinleitung zum Konsumausstieg bzw. zur
Konsumreduktion

– Online-Test f�r das pers�nliche
Konsumrisiko

– pers�nliche Beratung in Therapie-
einrichtung

– Einzel- und Gruppengespr�che
– Programm ist noch nicht evaluiert

Junge (Risiko-)Cannabiskonsumenten mit Re-
duktionswunsch zwischen 15 und 30 Jahren

„Schule und Cannabis“
BZgA

Verhinderung von Cannabiskonsum in der
Schule und in schulischem Umfeld

– Regeln zum Cannabiskonsum in
der Schule

– Maßnahmen bei Regelverst�ßen
und Interventionsleitfaden

Lehrpersonal als Multiplikator f�r Jugendliche

FreD – Fr�hintervention
erstauff�lliger Drogen-
konsumenten

– Wissensvermittlung �ber die verschiedenen
Drogen und deren Wirkung

– Reflexion �ber den eigenen Umgang mit
psychoaktiven Substanzen anregen

– auf Folgen des Drogengebrauchs hinweisen
– F�higkeit, eigenverantwortliche Entschei-

dungen zu st�rken
– regionale Hilfem�glichkeiten bekannt ma-

chen
– Entwicklung zum missbr�uchlichen bzw.

abh�ngigen Drogenkonsum verhindern

– Intake-Gespr�ch
– mehrgliedriges Kursangebot von

insgesamt 2 Tagen � 4 Stunden
(5 – 10 Teilnehmer)

Jugendliche Drogenkonsumenten, die durch
den Besitz von illegalen Drogen polizeilich auf-
f�llig geworden sind
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riskanten Konsummusters anbetrifft. Hieraus lassen sich in ers-
ter Linie Forderungen nach verh�ltnispr�ventiven Maßnahmen
ableiten, die dann in einem zweiten Schritt von verhaltenspr�-
ventiven Maßnahmen flankiert werden sollen [vgl. auch 20]. Ein
vermehrtes Ber�cksichtigen auch �tiologischer Erkenntnisse
�ber die Entwicklung des Suchtgeschehens in der Planung von
Pr�ventionsmaßnahmen w�re w�nschenswert.

Der Sachverst�ndigenrat zur Begutachtung der Entwicklung im
Gesundheitswesen sieht in seinem 2005 vorgelegten Gutachten
die Etablierung prim�rpr�ventiver Strategien zur Verminderung
sozial bedingter Ungleichheit von Gesundheitschancen als Kern-
aufgabe. Die Cannabisforschung ist dieser Frage bisher so gut wie
nicht nachgegangen. Entsprechend tut sie sich in der Pr�vention
auch schwer, konkrete Zielgruppen und Settings f�r Cannabi-
spr�vention zu benennen.

Eine ideologiefreie, sich an Zielgruppen orientierende und vor al-
lem glaubw�rdige Kommunikation, wie sie von Seiten der Politik
eingefordert wird, w�re von großer Bedeutung f�r den Erfolg von
Pr�ventionskampagnen, da nur eine st�rkere Anpassung an die
Lebensweise und Erfahrungen von Jugendlichen es erm�glicht,
die Ziele auch tats�chlich zu erreichen [33]. Auch wenn Cannabis
zu den illegalen Substanzen geh�rt, hat sich der Konsum von
Cannabis in den letzen Jahren im Selbstverst�ndnis von Jugend-
lichen mit anderen legalen Drogen nahezu auf eine Stufe gestellt
wird und von manchen Autoren bereits als Alltagsdroge bezeich-
net [34].

Bezieht man diese Forderung auf die in den vorgestellten Pr�ven-
tionsangeboten vermittelten Ziele, so l�sst sich deutlich das Ziel
der Abstinenz oder der Reduktion mit anschließender Abstinenz
feststellen. Dass es einen nicht problematischen Konsum von
Cannabis geben kann, wird explizit ausgeklammert. Hier weist
der Pr�ventionsdiskurs – vorsichtig ausgedr�ckt – bezogen auf
Cannabis noch starke Defizite auf. Die Zeit emotions�berfrachte-
ter Auseinandersetzungen �ber die Risiken des Cannabiskon-
sums ist noch lange nicht vorbei und auch staatliches Handeln
beraubt sich der eingeforderten Glaubw�rdigkeit, wenn es Re-
geln zur Anwendung bringt, die sp�ter vom Bundesgerichtshof
oder vom Bundesverfassungsgericht als rechtswidrig verworfen
werden m�ssen.2

Zielgruppenspezifische Sekund�rpr�vention sollte auf die Gruppe
der Jugendlichen ausgerichtet sein, die entweder ein erh�htes Ri-
siko f�r sch�dlichen Drogengebrauch tragen oder bereits prob-
lematische Gebrauchsmuster entwickelt haben [35]. Dazu ist es
erforderlich, zuverl�ssige Instrumente zur Fr�herkennung zur
Verf�gung zu haben, die sensitiv zwischen gef�hrdeten und nicht
gef�hrdeten KonsumentInnen differenzieren ([36], vgl. auch [29]).

Prim�rpr�vention, die nach wie vor auf die Abstinenz als erstes
Pr�ventionsziel abzielt, greift vor dem Hintergrund der hier zu-
sammengestellten Befunde zur Wirksamkeit von Pr�ventionsstra-
tegien als auch dem entwicklungspsychologischen Stand zur Dro-

genforschung zu kurz. Gleichwohl muss Prim�rpr�vention einen
zentralen Stellenwert im Kanon der Suchthilfeaktivit�ten einneh-
men. Doch muss sie sich zunehmend mit der Frage auseinander
setzen, was es denn vorzubeugen (pr�venire) gilt. Hier ist man
sich weitgehend dar�ber einig, dass es der wie auch immer gefass-
te problematische Konsum ist, der das eigentliche �bel darstellt.
Um konsistente und glaubw�rdige Pr�vention umsetzen zu k�n-
nen, muss demnach auch festgelegt werden, was als unsch�dlich
gelten kann. Eine �berzeugende Pr�ventionspolitik sollte davon
Kenntnis nehmen und Pr�ventionsstrategien an der gesellschaftli-
chen Realit�t orientieren. Getreu dem von der Drogenbeauftragten
der Bundesregierung formulierten Ziel der Pr�vention, ‘den ge-
sundheitssch�dlichen Konsum von Suchtmitteln von vornherein
zu verhindern’.
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